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Der plötzliche Rücktritt der Kommission im März 1999 ließ auch das Wirken der
Interessengruppen auf Brüsseler Ebene nicht unbeeinflusst. Denn das politische
Führungsgremium war daraufhin nur noch kommissarisch im Amt und mied in
Folge größere Entscheidungen, um die Nachfolgekommission nicht in ihrer Ent-
scheidungsfreiheit zu binden. Das effektive Einfrieren von legislativen Verfahren
zwang die Interessengruppen zu einer Zwangspause ihrer Einflussnahme, die durch
die Neuwahlen zum Europäischen Parlament im Juni 1999 noch zementiert wurde.

Auf der anderen Seite blieben die Interessengruppierungen bei der breiten öf-
fentlichen und innerinstitutionellen Debatte um eine effektivere Organisation ins-
besondere der Europäischen Kommission und um die im Rahmen der Osterwei-
terung als notwendig erachteten Anpassungen des Institutionengefüges weitgehend
ausgespart.1 Denn die Diskussion über zukünftige Veränderungen konzentrierte sich
weitgehend auf strukturelle institutionelle Mängel. Die Rolle der Interessenvertre-
tungen wurde dadurch nicht in Zweifel gezogen.

Die unter der Prodi-Kommission eingeleiteten Reformen wurden im Frühjahr
2000 von einer größeren Umschichtung von Personal innerhalb der Kommissions-
dienststellen begleitet. Dies erschwerte kurzfristig die Arbeit der Interessengrup-
pen, da in Jahren aufgebaute persönliche Kontakte nun unterbrochen wurden und
für einige Monate eine gewisse Unsicherheit über die Neubesetzungen herrschte.
Dies korrespondierte mit der fast kompletten Auswechslung des Kommissions-
kollegiums, welche die Interessenvertreter mit neuen Leitfiguren konfrontierten,
die ihre Positionen erst noch zu artikulieren hatten.

Und schließlich sahen sich die Repräsentanten organisierter Interessen einem
neuen Verhältnis zwischen Kommission und Parlament gegenüber, das zwischen
Polarisierung und Wiederannäherung lavierte. Dazu trat ein entschiedeneres Auf-
treten und eine härtere Gangart der Staats- und Regierungschefs, die sich angesichts
der Krise zu neuer Verantwortlichkeit verpflichtet sahen und bei von ihnen als
wichtig angesehenen Fragen ihre nationalen Interessen nicht nur offen artikulierten,
sondern diese auch strikter verfolgten. Inwieweit diese Modifikationen des
Koordinatensystems die Arbeit der Interessenvertreter bestimmen werden, lässt
sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht absehen.
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Die zunehmende Formalisierung der Rahmenbedingungen

Die Arbeitsweise der Interessengruppierungen wurde stets von den Rahmen-
bedingungen bestimmt, welche die EU-Institutionen vorgaben. Im Zuge der einge-
leiteten internen Reformen verdichtete sich das Leitbild der Kommission immer
mehr auf eine offene, effiziente und bürgernahe Verwaltung und lehnte sich der
Praxis nordischer Länder an. Dies implizierte einerseits, dass professionelle Berater
und ihre Büros, so genannte 'consultants', die im Dienst der Kommission Arbeiten
übernehmen, eine geringere Rolle spielen sollten. Andererseits wurden auch Schrit-
te, die einer erhöhten Transparenz dienen sollen, angekündigt, von der auch Interes-
senvertreter profitieren können. Doch aufgrund des verlangsamten legislativen
Prozesses machten Lobbygruppen nur mit 25% der Antragsteller vom verbesserten
Zugang zu Dokumenten Gebrauch.2 Die Maximaldauer der Beantwortungsfrist von
öffentlichen Anfragen wurde auf 15 Arbeitstage festgelegt. Die angestrebte größe-
re Eigenverantwortung der Beamten könnte die Einflussnahme von Lobbygruppen
weiter stärken.

Doch ließ sich die Umsetzung der internen Reformen im Frühjahr 2000 noch
nicht absehen, da der interne Konsultationsprozess ins Stocken geriet. Ein Opfer
war auch der Verhaltenskodex für Beamte, der Bestimmungen für den Umgang mit
der Öffentlichkeit beinhaltet.3 Stattdessen versuchten die Kommissare, für die
Transparenz politische Zeichen zu setzen: Prodi veröffentlichte seine Korrespon-
denz im Internet. Die Mitglieder des Kollegiums deklarierten ihre finanziellen Inte-
ressen öffentlich. Und schließlich traten sie häufiger vor dem Brüsseler Publikum
auf, mit Präsentationen bei so genannten Arbeitsfrühstücken, die wiederum von
Lobbyisten organisiert wurden.4 Die Haltung der Kommission gegenüber den Inte-
ressengruppen blieb unverändert positiv, wie auch die Einrichtung einer spezifi-
schen Webseite auf dem Europa-Server zeigte, die Wissenswertes zum Thema
Lobbying anführt.5 Nicht-organisierte Interessen profitierten auch vermehrt von
„Europa direkt", das den Dialog mit dem Bürger und Unternehmen fördert.

Das Europäische Parlament führte seine Politik eines geregelten Umgangs mit
Interessenvertretern weiter. So setzte es Anfang 2000 eine strenge Ausweispflicht
durch, die jeder Person auferlegt, ihre Zugangskarte im Gebäude offen zu tragen.
Doch vermochten die Parlamentarier nicht, sich auf ein Assistentenstatut zu eini-
gen, das auch die Bezahlung von Lobbygruppen ausschließen soll.6 Der Abgeord-
nete Glyn Ford, der in den neunziger Jahren die Politik des Europäischen Parla-
ments gegenüber Lobbyisten geprägt hatte, setzte sich für eine Veröffentlichung der
finanziellen Interessen von MdEPs im Internet als weiterem Korrektiv ein. Die bri-
tische Gruppe der Sozialdemokratischen Partei Europas schritt exemplarisch
voran.7 Und auch die Verwaltung selbst reflektierte über mögliche Veränderungen.8

Der offene Zugang zu Dokumenten blieb weiterhin eine Priorität für den Om-
budsmann. Jacob Södermann führte 1999 vier Initiativuntersuchungen durch, die
besonders im Fall der neu eingerichteten Europäischen Zentralbank (EZB) öffent-
liches Aufsehen erregte. Denn der Ombudsmann trat für die Veröffentlichung der
Protokolle zu den geldpolitischen Sitzungen ein.9 Um eine Fragmentierung des
Regelbestands zu vermeiden, forderte das Europäische Parlament einen einheit-
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liehen Verhaltenskodex für alle EU-Institutionen.10 Die Kommission veröffentlich-
te folglich einen Vorschlag, der wegen seiner Vorsicht auf breite Kritik stieß." Der
Europäische Rat von Köln war zuvor darüber hinaus gegangen, indem er für eine
aktivere Politik der Informationsverbreitung eintrat.

Formalisierte Interessenrepräsentation

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) startete eine Kampagne für eine ver-
stärkte Rolle von Vertretern der Zivilgesellschaft auf EU-Ebene. Damit begegnete
er der verschärften Kritik von Seiten der Öffentlichkeit, einerseits an der EU wegen
ihrer mangelnden sozialen Dimension, andererseits an der Kommission wegen ihrer
geringen Bürgernähe. Obgleich sich der WSA propagandistisch als Vermittler der
Zivilgesellschaft und der EU-Ebene anbot, schreckte er vor konkreten Vorschlägen
zu einer zusätzlichen Aufnahme von Repräsentanten zurück. Im Rahmen des so
genannten „strukturierten Dialogs", den der WSA mit Interessengruppierungen in
Weltregionen mit besonderem EU-Interesse führte, konnten mit den beiden Bei-
trittskandidaten Ungarn und Bulgarien gemeinsame Beratungsausschüsse etabliert
werden, um die Verbändelandschaft auf eine Mitgliedschaft vorzubereiten.12 Diese
Anstrengungen wurden von der Kommission unterstützt, indem sie eine Beteili-
gung der Sozial- und Wirtschaftspartner bei der Formulierung der Regionalpolitik
auf nationalem Niveau einforderte. Im Zusammenhang mit der Regierungskonfe-
renz 2000 hat der WSA das Thema einer möglichen Erweiterung seiner 222 um
weitere Mitglieder aufgeworfen.

Der soziale Dialog zwischen den Tarifpartnern auf EU-Ebene konnte im März
1999 zwar die Umsetzung eines Rahmenabkommens im Bereich der befristeten
Arbeitsverträge erzielen, war jedoch aufgrund der strukturellen Probleme, vor
allem diametraler inhaltlicher Grundpositionen, weitgehend lahmgelegt.

Tendenzen der Interessenrepräsentation

Die Verbandslandschaft unterlag weiterhin Fluktuationen, wenn auch der Zuzug
von Verbänden und Unternehmen den Abzug überwog. Bei Wirtschaftsverbänden
war ein Wachstum von 3% zu verzeichnen.13 Und Umfragen in einzelnen Mitglied-
staaten bestätigten, dass der Großteil ökonomischer Einzelinteressen noch nicht
vertreten ist und eine Brüsseler Repräsentanz eröffnen will.14 Ein Trend zur Rekon-
zentration vollzog sich bei den Regionalvertretungen der neuen Mitgliedstaaten, die
sich zunehmend in Konsortien organisierten. Auffällig war auch der Hang zur
Symbolik, als sich separate Häuser für die niederländischen Provinzen oder Schott-
land etablierten.15

Lobbying in Brüssel war Gegenstand einiger Konferenzen, die von Zeitungen,
Verbänden und Akademikern organisiert wurden. Hierbei kam es zu einem breiten
Erfahrungsaustausch zwischen Institutionen und Interessengruppierungen. Die
Selbstregulierung der Verbandslandschaft, die seit Jahren von der Kommission
gefordert wird, wurde allerdings nicht diskutiert. So verweigerten sich Akteure wie
Nichtregierungsorganisationen, die von der Kommission finanzielle Zuwendungen
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für ihre laufenden Kosten sowie für Operationelle Maßnahmen erhalten, einer
Formalisierung ihrer Beziehungen zur Kommission. Sie hatte ein Maßnahmenpaket
angekündigt, das ein Akkreditierungssystem implizierte.16 Die Kommission selbst
geriet häufig in Kritik, da sie einerseits einen gleichberechtigten Kontakt aller
Interessengruppen versprach, sich andererseits jedoch oft nur einzelnen Firmen für
eine technische Expertise zuwandte.

Die Professionalisierung des Lobbygewerbes nahm mit dem Angebot von Semi-
naren über den Themenkomplex Interessenvertretung und zu exemplarischen Ein-
zelbeispielen weiter zu. Neuerdings nahmen MBA-Institute Kurse zu Lobby-
techniken und anderen beruflichen Voraussetzungen mit in den Lehrplan auf. Da-
rüber hinaus boten Fortbildungseinrichtungen in den Mitgliedstaaten spezifische
Kurse für die EU-Projektförderung sowie die Wirtschaftsberatung in den Beitritts-
kandidatenländern an.

Neue Wege der Einflussnahme beschatten Einzelinteressen, die sich von Fehl-
entscheidungen der Kommission benachteiligt sahen. So riefen Firmen zunächst
den Ombudsmann an und drohten mit einer gerichtlichen Klage, da sie nach eige-
ner Anschauung bei Wettbewerbsentscheidungen sowie Anti-Dumping-Verfahren
geschädigt worden seien.17 Auf Druck von nicht-repräsentierten Lobbyisten sollten
die finanziellen Interessen der Mitglieder des Fachausschusses für Verbraucher-
und Gesundheitsschutz veröffentlicht werden.18

Der neue Presse- und Informationsdienst der Kommission verstand sich als
Speerspitze der Kampagne für größere Offenheit, womit er auch auf die Einbindung
der Interessengruppen und deren konstruktive Mitarbeit bei der Politikformulierung
zielte. Lobbyisten sahen damit erhebliche Konsequenzen für ihre Arbeit auftau-
chen: Statt einer sachlichen Beratung der Entscheidungsfinder würde die neue
Offenheit sie zu Kampagnen in der Öffentlichkeit zwingen; dies würde Kosten-
steigerungen verursachen und neue Expertise auf dem Feld der „Public Relations"
erfordern; mit der Zielsetzung, die Presse für einen Standpunkt zu gewinnen, ver-
lange dies darüber hinaus eine langfristige Zusammenarbeit mit den in Brüssel
ansässigen Journalisten. Dadurch befürchteten die Interessenverteter, dass die zu
erwartenden Entwicklungen die Arbeit des Einzelnen wesentlich erschweren könn-
ten. Auch die Veränderungen des Amsterdamer Vertrages mit der Ausweitung des
Mitentscheidungsverfahrens betrachteten die Lobbyisten als eine gewisse Er-
schwernis, da die höhere Zahl von Vermittlungsverfahren die Interessengruppen zu
einem abgestimmten Lobbying des Europäischen Parlaments und der Hauptstädte
zwinge.19

Das Internet nahm im letzten Jahr weiter an Bedeutung zu. Aus Kostengründen
wurden einige Informationen von Seiten der Kommission nicht mehr auf Papier
gebracht, sondern nur noch über den Europa-Server veröffentlicht. Dies führte zu
einem potenziell schnelleren Zugriff zu aktuellen EU-Informationen sowie umge-
kehrt zur erleichterten Abrufung von Informationen über die Interessengruppen.
Erstmals wurde eine Übersicht über die Repräsentationen ins Netz gestellt.20 Die
Möglichkeiten des Internets lassen es auch zukünftig möglich erscheinen, dass das
„monitoring" von dem Boden der Mitgliedstaaten aus vorgenommen wird. Das
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Internet hatte auch eine wesentliche Rolle bei dem Widerstand gegen die
Verhandlungen der Welthandelsorganisation in Seattle gespielt, da es zur
Formierung einer Koalition von unterschiedlichen Interessen und zur Organisation
von Aktionen genutzt wurde.21 Die erfolgreichen Massenproteste waren das bislang
deutlichste Beispiel einer Kampagne, in der europäische und internationale
Gruppen zusammenarbeiteten und sich ressourcenärmere Interessengruppierungen
mit gesamtgesellschaftlichen Zielsetzungen gegen die Wirtschaftsinteressen durch-
setzten. Dies wiederholte sich auf der Frühjahrstagung 2000 des Internationalen
Währungsfonds.

Schlaglichter der Einflussnahme

Aufgrund der hohen Integrationstiefe im wirtschaftlichen Bereich führten Reform-
vorschläge der Kommission zu einer lebhaften Gegenwehr einiger betroffener
Sektoren. Dabei mehrten sich in den letzten Monaten die Fälle von ausgesproche-
nen Verhinderungsstrategien, die auf den Erhalt des Status Quo zielten. Dies führte
zu Verzögerungen, Stillständen und der Verlängerung von Entscheidungsverfahren.
Mit dem tieferen Einschneiden in sektorspezifische Grundkonstellationen stieg der
Einsatz der Lobbyanstrengungen.

Der Automobilsektor geriet angesichts der Versuche der Kommission, die Bin-
nenmarktregeln konsequent umzusetzen, immer mehr in die Defensive. Dazu
gehörte die Frage des freien Handels mit Ersatz- und Zusatzteilen wie der EU-weite
Versicherungsschutz bei Unfällen. Die Ausnahmeregelung des Jahres 1995, die den
gesamten Sektor vor Antikartellmaßnahmen schützt, kam damit in den Blick. Ihre
Verlängerung 2002 geriet immer mehr in Zweifel, je mehr die Wettbewerbs-
kommissare mit Bußgeldern gegen illegale Praktiken der Autohersteller vorgingen,
wie beispielsweise gegen die Verhinderung von Rückimporten.22 Durch Fusionen
und Regruppierungen musste die Kommission mit Unternehmen streiten, die über
großen wirtschaftlichen und politischen Einfluss verfügen. Das zeigte sich an dem
Negativbeispiel des Lobbyings im Juni 1999, als der deutsche Umweltminister und
Ratsvorsitzende Trittin die Altauto-Richtlinie im Ministerrat auf Intervention des
VW-Chefs Piech torpedierte. Später kam ein gemeinsamer Standpunkt im Rat zu
Stande, der die Rücknahmeverpflichtung von Altautos durch die Hersteller unange-
tastet ließ. Eine überparteiliche Konstellation von britischen und deutschen Abge-
ordneten, darunter der deutsche Berichterstatter Florenz, vermochte schließlich,
dem Plenum des Europäischen Parlaments eine weitere Verwässerung abzutrotzen.23

Auch die weitere Harmonisierung des Transportbinnenmarktes war mit Hürden
konfrontiert. Die Kommissionsvorschläge für eine konkrete Maximalarbeitszeit
scheiterten an britischen und finnischen Vorbehalten, die eine Benachteiligung ihrer
Einmann-Unternehmen befürchteten. Damit verbunden war die Frage der Fahr-
verbote an Wochenenden. Jegliche Verhandlungen standen unter dem Damokles-
schwert einer großen Militanz der Lkw-Fahrer, die ihre Entschlossenheit schon mit
europaweiten Maßnahmen gegen Benzinpreis- und Gebührenerhöhungen unter
Beweis gestellt hatten.24
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Das Internet und seine Möglichkeiten stellte sich allen beteiligten Entschei-
dungsfindern als regulatives Neuland dar. Nach mehrjährigen Debatten konnten
Richtlinien über die digitale Unterschrift sowie den Internet-Handel erlassen wer-
den. In beiden Fällen versuchten die Gesetzgeber einen Mittelweg zwischen Libera-
lisierung und Verbraucherschutz zu finden. Bei der Verabschiedung einer Richtlinie
über Copyright im Internet ist es allerdings zu einer komplizierten Konstellation
gekommen, da nach einer ersten Lesung Parlament und Musikindustrie mit Kom-
mission, Ministerrat und Netzbetreibern um einen Kompromiss ringen.25

Das Top-Thema des vorangegangenen Jahres fand vor einer veränderten Kons-
tellation, der Mitte-Rechts-Mehrheit im Europäischen Parlament und der neuer-
dings verschärft verbraucherfreundlichen Politik der Regierungen seine Fortset-
zung: Die Debatte um die Novellierung der Richtlinie des Jahres 1990 zu genetisch
veränderten Organismen nahm über die Teilaspekte Haftung der Produzenten, das
Vorsichtsprinzip, die befristete Lizenzierung und Kennzeichnungspflichten eine
neue Wende. Der Rat folgte im Juni 1999 mit einem effektiven Moratorium für eine
Lizenzierung weitgehend der grünen Lobby; die Mehrheit im Europäischen Parla-
ment folgte im März 2000 aber erstmals auch Industrieinteressen. Nur die Kom-
missarin Wallström versuchte sich dem Patt durch neue Vorschläge zu entziehen.

Im Gefolge des BSE- und des Dioxin-Skandals verschaffte insbesondere die all-
gemeine Verunsicherung über die Lebensmittelsicherheit den Lobbygruppen mit
sozial-weltanschaulichen Interessen eine günstige Ausgangslage. Dies zeigte sich
zunächst am Vorstoß von deutscher Präsidentschaft und Kommission, den wachs-
tumsfördernden Gebrauch von Antibiotika im Tierfutter zu verbieten. Mit der An-
kündigung, eine Lebensmittelbehörde einzurichten, folgte die Kommission den
Forderungen der Verbraucherverbände. Im März 2000 kam man einem Verbot von
Tierversuchen bei der Entwicklung von Kosmetikprodukten sehr nahe. Nach der
Aufhebung des Importverbots für britisches Rindfleisch konnte mit der Einigung
auf eine differenzierte Etikettierung der zehnjährigen Streit über einen Schutz
gegen BSE vorerst beilegt werden. Bei der Durchsetzung von verbraucherfreund-
lichen Positionen spielte die Medienberichterstattung eine wichtige Rolle, da sie
einseitig die Interessen der Allgemeinheit gegen die Industrie vertrat.

Das Erfolgspotenzial von Verbraucherinteressen zeigte sich bei einem Vergleich
zweier partieller Interessen. So konnte die belgische Schokoladenindustrie die eige-
ne Regierung gewinnen, bei ihren Qualitätsforderungen vor allem Argumente aus
dem Gesundheitsbereich zu verwenden. Schließlich folgte der Ministerrat weitge-
hend den belgischen Wünschen nach einem „Reinheitsgebot" für Schokolade. Die
Lobbyanstrengungen der Spielzeugindustrie zeigten sich trotz US-amerikanischer
Unterstützung als erfolglos. Denn unter dem Druck einer Koalition von Mitglied-
staaten erließ die Kommission kurz vor dem Weihnachtsgeschäft 1999 ein Ver-
kaufsverbot für Weichmacher in Beißringen und Schnullern, da diese unter Ver-
dacht standen, lebensgefährdende Krankheiten zu erregen.26

Auf mehreren Gebieten agierten die Mitgliedstaaten als Beauftragte ihrer natio-
nalen Wirtschaftsinteressen bzw. kleinerer Sektoren. Dies wurde der Öffentlichkeit
besonders bei dem ersten spektakulären Schritt zur Steuerharmonisierung deutlich.
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Gegen einen schädlichen Steuerwettbewerb und gegen die Kapitalflucht von
Steuerzahlern ins Ausland hatte die Kommission eine europaweite Quellen- bzw.
Zinsertragssteuer vorgeschlagen. Diese sollte durch einen EU-weiten Satz von 20%
oder durch die Information der jeweiligen Steuerbehörden über ausländische An-
leger eingetrieben werden. Die britische Regierung ließ sich von den Interessen
ihrer „City" einvernehmen, die durch die Pläne den Handel mit Euro-Schuldver-
schreibungen, so genannte Euro-Bonds, gefährdet sah. Und Luxemburg, das bereits
den Vorschlag 1989 durch ein Veto torpediert hatte, trat wieder für den eigenen
Finanzstandort ein, indem es eine Ausnahme für die Erträge bei Investmentfonds
für Kleinanleger forderte. Aufgrund der geforderten Einstimmigkeit reichten der
Lobby jeweilige nationale Kampagnen, um den Vorschlag auf dem Gipfel von
Helsinki scheitern zu lassen.27

Aus deutscher Sicht stachen zwei Bereiche hervor: Die Bundesregierung vertei-
digte die Buchpreisbindung, deren Existenz durch eine Grundsatzentscheidung der
Kommission im Februar 2000 gesichert wurde. Durch die Untersuchung einer Mil-
liardenbeihilfe für die West LB von Seiten der Kommission sahen sich die Minis-
terpräsidenten der deutschen Bundesländer veranlasst, eine veritable Lobbykampa-
gne zur Erhaltung des öffentlich-rechtlichen Systems in der Bundesrepublik zu star-
ten, die konzertierte Papiere, gemeinsame Besuche wie Drohungen mit Klagen vor
dem Bundesverfassungsgericht einschloss.28

Trotz des engen transatlantischen Dialogs zwischen den USA und der EU ist es
über die Indienstnahme der Regierungen durch ihre Industrien zu Streitigkeiten auf
vielen Ebenen gekommen: Bei der Reduzierung von CO2-Emissionen - die EU hat-
te sich für eine 8-%-ige Verringerung der Ausstöße des Niveaus von 1990 für 2012
verpflichtet - haben sich die USA mit ihrer Forderung nach einem Handel mit
Quoten durchgesetzt; die EU gab im Februar 2000 ein Grünbuch mit der Ankün-
digung eines Pilotprojektes heraus.29 Lobbykampagnen von beiden Seiten provo-
zierte der EU-Entschluss zu einem Verbot von Schalldämpfern (so genannte „hush-
kits") zur Reduzierung von Fluglärm, da diese nicht internationalen Normen ent-
sprächen: Unter Androhung von Retorsionen erkämpfte die USA eine Aussetzung;
ihre Forderung nach einer Aufhebung unterstrich sie mit einer Klagedrohung vor
der Internationalen Zivilen Luftfahrtbehörde. Die Interessen der US-Rindfleisch-
exporteure wurden wegen der Verwendung von Wachstumshormonen durch ein
EU-Importverbot konterkariert; die USA verfügten darauf Strafzölle für EU-Güter;
doch konnte sich die EU mit ihren grundsätzlichen Forderungen nach einem Ende
der Hormonbehandlung durchsetzen.
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